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§ 1 	Geltungsbereich // Vertragspartner
(1)	�� Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen (nachfolgend 

„AGB“) gelten ausschließlich für alle Verträge zwischen 
der Greenware GmbH (nachfolgend „Anbieter“) und Un-
ternehmern i.S.d. § 14 BGB (nachfolgend „Kunde“) über
•	 den Verkauf von Hardware (nachfolgend „Hardware“) 

gemäß § 2a (Hardwarekauf)
•	 den Verkauf von Standardsoftware (nachfolgend 

„Software“) gemäß § 2b (Kaufmodell),
•	 die Überlassung von Software zur zeitlich begrenzten 

Nutzung im Wege der Bereitstellung der Software im 
Abo-Modell (nachfolgend „Abo-Modell“) gemäß § 2c 
(Software-Abo) oder

•	 die Bereitstellung der Software als Software-as-a-
Service (SaaS) gemäß § 2d (SaaS-Modell).

•	 Dienstleistungen gemäßå § 2e.
(2)	�� Unternehmer im Sinne dieser AGB ist eine natürliche 

oder juristische Person oder eine rechtsfähige Personen-
gesellschaft, die bei Abschluss eines Rechtsgeschäfts in 
Ausübung ihrer gewerblichen oder selbständigen beruf-
lichen Tätigkeit handelt (§ 14 Abs. 1 BGB).

(3)	�� Diese AGB gelten ausschließlich. Entgegenstehende 
oder von diesen AGB abweichende Bedingungen des 
Kunden werden nicht Vertragsbestandteil, es sei denn, 
der Anbieter stimmt ihrer Geltung ausdrücklich schrift-
lich zu. Diese AGB gelten auch dann, wenn der Anbieter in 
Kenntnis entgegenstehender oder abweichender Bedin-
gungen des Kunden die Lieferung vorbehaltlos ausführt. 

(4)	�� Diese AGB gelten für alle gegenwärtigen und zukünfti-
gen Geschäftsbeziehungen zwischen dem Anbieter und 
dem Kunden, auch wenn sie nicht nochmals ausdrücklich 
vereinbart werden.

(5)	�� Die Regelungen der §§ 2–19 gelten sinngemäß für alle 
Verträge, soweit modellabhängige Abweichungen in § 2c 
(Abo-Modell) oder § 2d (SaaS-Modell) nicht entgegen-
stehen. Das konkrete Modell (Kauf, Abo oder SaaS) wird 
in der Auftragsbestätigung festgelegt und bestimmt die 
Anwendung der speziellen Regelungen.

(6)	�� Gemeinsame Regelungen (z.B. § 4 Nutzungsrechte, § 5 
KI-Funktionen, § 10 Gewährleistung, § 11 Haftung, § 13 
Datenschutz) gelten für alle Modelle, ergänzt um mo-
dellspezifische Anpassungen.

§ 2 	Vertragsschluss 
(1)	�� Sämtliche Angebote des Anbieters sind freibleibend und 

unverbindlich, sofern sie nicht ausdrücklich als verbind-
lich gekennzeichnet sind. Produktbeschreibungen, tech-
nische Angaben, Leistungsdaten und Darstellungen in 
Katalogen, Prospekten, auf der Website oder in sonsti-
gen Unterlagen des Anbieters stellen keine verbindliche 
Beschaffenheitsvereinbarung dar, sondern dienen ledig-
lich der allgemeinen Produktbeschreibung.

(2)	�� Der Anbieter ist berechtigt, die Ausführung der vertrag-
lichen Leistung ganz oder teilweise durch Dritte (Sub-
unternehmer) erbringen zu lassen.

�§ 2a 	�Hardwarekauf –  
Vertragsgegenstand, Lieferung, Eigentumsvorbehalt

(1)	�� Gegenstand des Vertrages kann neben Software auch 

der Verkauf von Hardware, insbesondere Endgeräten, 
Peripheriegeräten, Servern, Scannern, sonstigen IT-
Komponenten sowie Zubehör (nachfolgend gemeinsam 
„Hardware“) sein. Maßgeblich für Art, Umfang und tech-
nische Spezifikation der geschuldeten Hardware sind 
ausschließlich die Auftragsbestätigung des Anbieters 
sowie die dort in Bezug genommenen Produktunterla-
gen.

(2)	�� Angaben in Katalogen, auf Websites, in Produktblättern, 
Zeichnungen, Abbildungen, technischen Dokumenta-
tionen oder Werbematerialien stellen keine Garantie und 
keine selbständige Beschaffenheitsvereinbarung dar, 
sofern sie nicht ausdrücklich in der Auftragsbestätigung 
als verbindlich bezeichnet werden. Übliche handelsübli-
che Abweichungen sowie technisch bedingte Änderun-
gen bleiben vorbehalten, soweit sie dem Kunden zumut-
bar sind.

(3)	�� Die Lieferung der Hardware erfolgt ab Lager oder durch 
Versendung an die vom Kunden benannte Lieferan-
schrift. Teillieferungen sind zulässig, soweit sie dem Kun-
den zumutbar sind.

(4)	�� Lieferfristen und Liefertermine sind nur verbindlich, 
wenn sie vom Anbieter ausdrücklich in Textform als ver-
bindlich bestätigt wurden. Lieferfristen beginnen nicht 
vor vollständiger Klärung aller technischen und kauf-
männischen Ausführungsfragen sowie nicht vor Eingang 
vereinbarter Anzahlungen oder Vorauszahlungen.

(5)	�� Sofern der Anbieter dem Kunden Hardware zusammen 
mit Software liefert, bleibt die rechtliche Selbständigkeit 
der jeweiligen Vertragsgegenstände unberührt. Hard-
warekauf, Softwarekauf, Software-Abo, SaaS-Leistun-
gen sowie Dienstleistungen können in einer einheitlichen 
Bestellung zusammengefasst werden, bilden jedoch nur 
dann ein rechtlich einheitliches Vertragsverhältnis, wenn 
dies ausdrücklich vereinbart ist.

(6)	�� Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälli-
gen Verschlechterung der Hardware geht mit Übergabe 
an den Transportdienstleister, Spediteur oder sonst zur 
Ausführung der Versendung bestimmten Dritten auf den 
Kunden über. Dies gilt auch dann, wenn der Anbieter die 
Versandkosten übernimmt oder die Versendung durch 
eigene Mitarbeiter erfolgt, soweit nicht zwingendes 
Recht entgegensteht.

(7)	�� Die gelieferte Hardware bleibt bis zur vollständigen Be-
zahlung sämtlicher Forderungen aus dem jeweiligen 
Hardwarekaufvertrag Eigentum des Anbieters. Bei lau-
fender Geschäftsbeziehung behält sich der Anbieter das 
Eigentum bis zur Begleichung aller gegen den Kunden 
aus der Geschäftsverbindung bestehenden Forderungen 
vor, soweit dies rechtlich zulässig vereinbart ist.

(8)	�� Der Kunde ist verpflichtet, die Vorbehaltsware pfleglich 
zu behandeln und, soweit üblich und wirtschaftlich zu-
mutbar, angemessen gegen Verlust, Diebstahl, Feuer- 
und Wasserschäden zu versichern. Zugriffe Dritter auf 
die Vorbehaltsware, insbesondere Pfändungen, hat der 
Kunde dem Anbieter unverzüglich mitzuteilen.

(9)	�� Eine Weiterveräußerung der unter Eigentumsvorbehalt 
stehenden Hardware ist dem Kunden im ordnungsge-
mäßen Geschäftsgang gestattet. Der Kunde tritt dem 
Anbieter jedoch bereits jetzt die Forderungen in Höhe 
des Rechnungsendbetrages einschließlich Umsatzsteu-
er ab, die ihm aus der Weiterveräußerung gegen seine 
Abnehmer oder Dritte erwachsen. Der Anbieter nimmt 

Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB) Greenware



Gr
ee

nw
ar

e 
Gm

bH
   A

GB
   V

er
si

on
 2

.0
   S

ta
nd

: J
ul

i 2
02

6

Seite 2 von 10

diese Abtretung an. Der Kunde bleibt widerruflich zur 
Einziehung der Forderung ermächtigt, solange er seinen 
Zahlungsverpflichtungen gegenüber dem Anbieter ord-
nungsgemäß nachkommt.

(10)	�� Der Anbieter ist berechtigt, bei vertragswidrigem Verhal-
ten des Kunden, insbesondere bei Zahlungsverzug, nach 
erfolglosem Ablauf einer angemessenen Nachfrist vom 
Vertrag zurückzutreten und die Vorbehaltsware heraus-
zuverlangen. In der Rücknahme der Vorbehaltsware liegt 
nur dann ein Rücktritt vom Vertrag, wenn der Anbieter 
dies ausdrücklich erklärt.

(11)	�� Für Mängel der Hardware gelten ergänzend die §§ 8 und 
9 dieser AGB. Herstellergarantien bestehen nur, wenn 
und soweit sie vom Hersteller ausdrücklich eingeräumt 
werden; sie begründen ohne ausdrückliche Übernahme 
keine eigenständige Garantie des Anbieters.

§ 2b 	Softwarekauf

(1)	�� Sämtliche Angebote des Anbieters zum Erwerb von 
Standardsoftware sind freibleibend und unverbindlich, 
sofern sie nicht ausdrücklich als verbindlich gekenn-
zeichnet sind. Produktbeschreibungen, technische An-
gaben, Leistungsdaten, Darstellungen in Katalogen, auf 
Websites, in Präsentationen, Teststellungen oder sons-
tigen Unterlagen des Anbieters dienen ausschließlich der 
Beschreibung der Software und stellen keine Garantie 
und keine selbständige Beschaffenheitsvereinbarung 
dar, sofern sie nicht ausdrücklich in Textform als verbind-
lich vereinbart werden.

(2)	�� Die Bestellung der Software durch den Kunden stellt ein 
verbindliches Vertragsangebot dar. Der Anbieter ist be-
rechtigt, dieses Angebot innerhalb von 14 Tagen nach 
Zugang anzunehmen. Die Annahme kann durch Auf-
tragsbestätigung in Textform, durch Bereitstellung der 
Software zum Download, durch Übersendung eines Li-
zenzschlüssels oder durch Auslieferung eines Datenträ-
gers erklärt werden.

(3)	� Vertragsgegenstand ist ausschließlich die Überlassung 
der Software in der zum Zeitpunkt des Vertragsschlus-
ses aktuellen Version auf Dauer gegen Einmalzahlung. 
Der Kunde erwirbt ein einfaches, nicht ausschließliches, 
nicht übertragbares und dauerhaftes Nutzungsrecht an 
der Software gemäß den Bestimmungen dieser AGB und 
der mitgelieferten Lizenzvereinbarung. Ein Wartungs- 
und Supportvertrag regelt separate Leistungen gemäß § 
3.

(4)	� Soweit nicht ausdrücklich anders vereinbart, schuldet 
der Anbieter nicht die Installation, Konfiguration, kun-
denspezifische Anpassung, Parametrierung, Einweisung, 
Schulung, Datenmigration, Herstellung der Interopera-
bilität mit Fremdsystemen oder sonstige Beratungs-, 
Projekt- oder Integrationsleistungen. Solche Leistungen 
sind nur geschuldet, wenn sie gesondert vertraglich ver-
einbart werden, insbesondere nach Maßgabe von § 2e 
dieser AGB.

(5)	� Die Bereitstellung der Software erfolgt durch Bereitstel-
lung zum Download samt Lizenzschlüssels bzw. einer 
sonstigen Aktivierungsinformation.

(6)	� Mit dem Softwarekauf erwirbt der Kunde keinen An-
spruch auf die Überlassung des Quellcodes, auf späte-
re Versionen, Updates, Upgrades, Releases, Patches, 
Hotfixes, Weiterentwicklungen oder Anpassungen an 
geänderte technische, rechtliche oder regulatorische 
Rahmenbedingungen, sofern nicht ausdrücklich etwas 
anderes vereinbart ist. Solche Leistungen sind nur im 
Rahmen eines gesonderten Wartungs-, Pflege- oder 
Servicevertrages geschuldet.

(7)	� Die Software ist Standardsoftware. Eine bestimmte Eig-
nung für die individuellen Bedürfnisse, die konkrete Sys-
temumgebung oder die wirtschaftlichen Erwartungen 
des Kunden ist nur geschuldet, wenn dies ausdrücklich 
als Beschaffenheit vereinbart wurde. Der Kunde trägt 
die Verantwortung dafür, dass die Software seinen funk-

tionalen und technischen Anforderungen entspricht und 
mit seiner IT-Umgebung kompatibel ist, soweit der An-
bieter nicht ausdrücklich eine entsprechende Prüfung 
oder Beratung übernommen hat.

(8)	� Teillieferungen und Teilleistungen sind zulässig, soweit 
sie dem Kunden zumutbar sind. Der Anbieter ist berech-
tigt, zur Vertragserfüllung Dritte und Subunternehmer 
einzusetzen.

(9)	� Vor vollständiger Zahlung des Kaufpreises ist der Anbie-
ter berechtigt, die Nutzung der Software technisch oder 
rechtlich auf einen vorläufigen, widerruflichen Umfang 
zu beschränken, insbesondere durch zeitlich begrenzte 
Lizenzschlüssel, Testfreischaltungen oder Sperrung wei-
terer Aktivierungen. Die endgültige Rechteeinräumung 
erfolgt erst nach vollständigem Zahlungseingang.

(10)	� Soweit der Anbieter dem Kunden im Zusammenhang mit 
dem Softwarekauf Dokumentationen, Handbücher, Spe-
zifikationen oder sonstige Unterlagen überlässt, dienen 
diese ausschließlich der vertragsgemäßen Nutzung der 
Software und dürfen ohne vorherige Zustimmung des 
Anbieters weder vervielfältigt, bearbeitet noch außer-
halb des vertraglich vorausgesetzten Zwecks an Dritte 
weitergegeben werden, soweit gesetzlich zulässig.

§ 2c 	�Software-Abo –  
Vertragsgegenstand / Laufzeit / Kündigung

(1)	� Gegenstand des Abo-Modells i.S.d. §§ 535 ff. BGB ist die 
zeitlich begrenzte Überlassung der Software in der zum 
Vertragsschluss aktuellen Version (per Download) gegen 
Zahlung einer periodischen Abo-Gebühr (monatlich oder 
halbjährlich gem. Auftragsbestätigung).

	� Die Nutzung ist beschränkt auf die im Lizenzschein ver-
traglich vereinbarte Anzahl an Usern. Eine Unterlizen-
zierung, Vermietung an Dritte oder Application Service 
Providing (ASP) ist unzulässig.

(2)	� Der Anbieter stellt automatisch verfügbare Updates 
(Hotfixes, Security-Patches), Upgrades (neue Versi-
onen mit wesentlichen Erweiterungen) und KI-Modell-
Updates (für verbesserte Genauigkeit) bereit, soweit 
technisch möglich. Geplante Wartungen werden 7 Tage 
im Voraus angekündigt (< 4 Stunden/Monat). Eine rück-
wirkende Kompatibilität wird angestrebt, jedoch nicht 
gewährleistet.

(3)	� Der Abo-Vertrag beginnt zum 1. des auf die Zustellung 
der Zugangsdaten folgenden Kalendermonats. Er hat 
eine Mindestlaufzeit von 12 Monaten. Die Abrechnung 
erfolgt vorschüssig kalendermonatlich jeweils ab dem 1. 
des Monats. Der Vertrag verlängert sich automatisch um 
jeweils 12 Monate, sofern nicht eine Partei mindestens 3 
Monate vor Ablauf der Laufzeit zum Monatsende in Text-
form (z.B. E-Mail) kündigt.

(4)	� Außerordentliche Kündigung aus wichtigem Grund i.S.d. 
§ 543 BGB ist möglich, insbesondere bei Zahlungsverzug 
von mehr als 30 Tagen trotz Mahnung, vertragswidriger 
Nutzung oder Insolvenz des Kunden. Der Anbieter kann 
vor Kündigung eine Nachfrist von 14 Tagen zur Abhilfe 
setzen. Bei Beendigung löscht der Kunde sämtliche Soft-
ware-Kopien und bestätigt dies dem Anbieter schriftlich.

(5)	� Bei Ende des Abo-Vertrages ist die Software zu löschen.

§ 2d 	�SaaS-Modell – Vertragsgegenstand, Verfügbarkeit, 
Service Level Agreement (SLA)

(1)	� Gegenstand des Vertrags ist die entgeltliche Bereit-
stellung der Software als „Software as a Service“ (SaaS) 
i.S.d. §§ 535, 611 ff. BGB über das Internet (Cloud-Ser-
ver des Anbieters oder beauftragter Dritter), inklusive 
Hosting, laufender Wartung, Updates und technischen 
Supports. Der Kunde erhält ein zeitlich begrenztes, ein-
faches, nichtexklusives, nichtübertragbares Nutzungs-
recht via Browser, App oder API für die Vertragsdauer 
gem. § 4 AGB, beschränkt auf Named Users oder Con-
current Users (gem. Auftragsbestätigung). Lokale Ins-
tallation, Dekompilierung oder Reverse Engineering ist 
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ausgeschlossen (§ 69e UrhG). Der SaaS-Vertrag beginnt 
zum 1. des auf die Zustellung der Login-Daten folgenden 
Kalendermonats und hat eine Mindestlaufzeit von 12 
Monaten. Er verlängert sich automatisch um jeweils 12 
Monate, sofern nicht eine Partei mindestens 3 Monate 
vor Ablauf der Laufzeit in Textform (z.B. E-Mail) kündigt 
(§ 620 Abs. 2 BGB).

	� Eine außerordentliche Kündigung aus wichtigem Grund 
i.S.d. § 543 BGB ist möglich, insbesondere bei wieder-
holten SLA-Verletzungen (> 10% Ausfall pro Monat), 
Zahlungsverzug > 30 Tage trotz Mahnung, Datenschutz-
verstößen oder Insolvenz des Kunden. Der Anbieter kann 
vor Kündigung eine Nachfrist von 14 Tagen zur Abhilfe 
setzen. Bei Beendigung stellt der Anbieter auf Anfrage 
einen Datenexport bereit (30 Tage Frist) und löscht die 
Kundendaten unwiderruflich, es sei denn, gesetzliche 
Aufbewahrungspflichten stehen entgegen (dann Sper-
rung bis Fristablauf); der Kunde bestätigt die Einstellung 
der Nutzung schriftlich.

(2)	� Der Anbieter gewährleistet eine Verfügbarkeit der SaaS-
Anwendung von mindestens 99% pro Kalendermonat 
(berechnet als Verhältnis der erreichbaren Minuten zu 
den Gesamtminuten, exklusive geplanter Wartungen < 4 
Stunden/Monat und Ausfälle durch Kundenfehler, Force 
Majeure oder Netzprobleme). Die Verfügbarkeit wird pro-
viderseitig via Logging-Tools gemessen und monatlich 
berichtet.

(3)	� Bei Unterschreitung von 99% gewährt der Anbieter eine 
Gutschrift in Höhe von 10% der Monatsgebühr pro Pro-
zent Ausfall (maximal 100% der Monatsgebühr). Der 
Kunde hat Anspruch auf Nachbesserung innerhalb von 5 
Werktagen. Weitergehende Haftung ausgeschlossen (§ 
10 AGB).

(4)	� Der Kunde meldet Störungen unverzüglich per Ticket-
System; Reaktionszeit: Kritische Störungen (Ausfall) < 4 
Stunden, Standard < 24 Stunden. Die Einstufung der Stö-
rung (Kritisch oder Standard) erfolgt durch den Anbieter 
nach billigem Ermessen.

	� Die Reaktionszeit bezeichnet die erste qualifizierte Rück-
meldung durch den Support, nicht die Behebung des Pro-
blems. Reaktionszeiten gelten ausschließlich innerhalb 
der vereinbarten Supportzeiten und nur für Störungen, 
die über die definierten Supportkanäle gemeldet werden. 
Für den Nachweis der Systemverfügbarkeit sowie der 
Einhaltung von Reaktionszeiten sind im Streitfall aus-
schließlich die Messungen und Aufzeichnungen (Logs/
Ticket-System) des Anbieters maßgeblich, es sei denn, 
der Kunde weist nach, dass diese offensichtlich fehler-
haft sind.

(5)	� Der Anbieter stellt automatisch verfügbare Updates 
(Hotfixes, Security-Patches), Upgrades (neue Versi-
onen mit wesentlichen Erweiterungen) und KI-Modell-
Updates (für verbesserte Genauigkeit) bereit, soweit 
technisch möglich. Geplante Wartungen werden 7 Tage 
im Voraus angekündigt (< 4 Stunden/Monat). Eine rück-
wirkende Kompatibilität wird angestrebt, jedoch nicht 
gewährleistet.

(6)	� Der Kunde erhält einen E-Mail-/Ticket-Support (max. 1 
Stunden/Kalendermonat, nicht kumulierbar, erweiter-
bar gegen Aufpreis), welcher folgende Leistungen um-
fasst: Fehleranalyse, Workarounds, Nutzungsberatung. 
Keine Vor-Ort-Services oder individuelle Anpassungen. 
Supportzeiten: Mo–Do 8–17 Uhr CET und Fr 8-15 Uhr 
CET (ausgenommen sind gesetzliche Feiertage sowie 
der 24.12. und 31.12 eines jeden Jahres im Bundesland 
Nordrhein-Westfalen)., 95% Verfügbarkeit.

(7)	� Der Kunde schützt Zugangsdaten (Login/Passwort) und 
meldet Missbrauch umgehend. Der Anbieter protokol-
liert Zugriffe datenschutzkonform (§ 12 AGB). Bei SaaS 
verarbeitet der Anbieter Kundendaten im Auftrag (Art. 
28 DSGVO); in diesem Fall gelten die Bestimmungen 
des Auftragsverarbeitungsvertrags (AVV) gemäß Art. 
28 DSGVO, der dem Kunden bei Vertragsschluss mit der 

Auftragsbestätigung zur Verfügung gestellt wird und der 
integraler Bestandteil dieses Vertrages ist. Der Kunde 
ist Verantwortlicher i.S.d. Art. 4 Nr. 7 DSGVO und trifft 
datenschutzrechtliche Entscheidungen.

§ 2e 	�Dienstleistungen –  
Schulung, Individualanpassung, Programmierung

(1)	� Neben dem Kauf-, Abo- oder SaaS-Vertrag über die 
Standardsoftware (§§ 2a, 2b, 2c und 2d) bietet der An-
bieter gegen separate Vergütung folgende optionale 
Dienstleistungen an:
•	 Schulungen: Vor-Ort- oder Online-Schulungen zur 

Nutzung der Software z.B., inkl. Schulungsunterlagen.
•	 �Individualanpassungen: Parametrierung, Konfigura-

tion und Anpassung der Standardsoftware an kunden-
spezifische Anforderungen (z.B. Reports, Workflows), 
ohne Änderung des Quellcodes.

•	 Individuelle Programmierung: Erstellung kundenspe-
zifischer Module, Erweiterungen oder Schnittstellen 
(Custom Development) auf Basis der Standardsoft-
ware, inkl. Integration.

(2)	� Schulungen und Individualanpassungen werden als 
Dienstvertrag (§§ 611 ff. BGB) erbracht. Der Anbieter 
schuldet hierbei die fachgerechte Erbringung der Leis-
tung (Zeitaufwand), jedoch keinen bestimmten wirt-
schaftlichen oder technischen Erfolg. Ausschließlich die 
Individuelle Programmierung (Custom Development) 
wird als Werkvertrag (§§ 631 ff. BGB) erbracht, bei dem 
ein konkreter Leistungserfolg geschuldet ist.

(3)	� Der Umfang ergibt sich aus der Auftragsbestätigung oder 
einem separaten Leistungsverzeichnis (SOW – State-
ment of Work). Änderungswünsche des Kunden während 
der Erbringung bedürfen schriftlicher Genehmigung und 
verursachen Mehrkosten. Der Anbieter weist auf Abwei-
chungen von der vereinbarten Leistung umgehend hin. 
Keine Gewähr für Funktionalität jenseits der Standard-
software.

(4)	� Die Abrechnung der Dienstleistungen erfolgt meilen-
steinweise (z.B. Konzept, Prototyp, finale Fertigstel-
lung). 

(5)	� Die Vergütung dieser Leistungen (auf Zeitbasis oder als 
Pauschale) sowie anfallende Nebenkosten, Spesen und 
Reisekosten richten sich nach der jeweils gültigen Preis-
liste des Anbieters oder der individuellen vertraglichen 
Vereinbarung (Auftragsbestätigung). Die konkreten 
Zahlungsmodalitäten (z.B. meilensteinbasierte Abrech-
nung oder Anzahlungen) und Zahlungsziele ergeben sich 
ebenfalls aus der jeweiligen Einzelvereinbarung. Bei Zah-
lungsverzug gelten die gesetzlichen Regelungen (§ 288 
Abs. 2 BGB).

(6)	� Storniert der Kunde verbindlich gebuchte Dienstleis-
tungen (insbesondere Schulungen oder Customizing-
Termine) weniger als 10 Werktage vor dem vereinbarten 
Leistungstermin oder nimmt er diese nicht ab, ist der 
Anbieter berechtigt, einen pauschalierten Schadens-
ersatz in Höhe von 80 % der vereinbarten Vergütung zu 
verlangen. Dem Kunden bleibt der Nachweis vorbehal-
ten, dass dem Anbieter kein oder ein geringerer Schaden 
entstanden ist.

(7)	� Ausschließlich für werkvertragliche Leistungen (Indivi-
duelle Programmierung) gilt: Die Leistungen erfolgen 
ggf. meilensteinweise. Nach Fertigstellung erfolgt eine 
Abnahme durch den Kunden gemäß § 640 BGB. Die Ab-
nahmefrist beträgt 5 Werktage nach Bereitstellung. Die 
Gewährleistungsfrist für diese Werkleistungen beträgt 1 
Jahr ab Abnahme (§ 634a Abs. 1 Nr. 2 BGB).

§ 3 	Wartungs- und Supportverträge 
(1)	� Der Anbieter empfiehlt den Abschluss eines S&C-Ver-

trages. Der Abschluss ist für sicherheitsrelevante Up-
dates Voraussetzung. Ohne S&C-Vertrag entfällt der 
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Anspruch auf Updates, Upgrades, Security-Patches und 
Support sowie Bereitstellung und Aufrechterhaltung der 
Zugriffsmöglichkeit auf kostenfreie SaaS-Anwendungen 
(wie z.B. die Software App Flexx toGo), sofern diese im 
Leistungsumfang des vom Kunden lizenzierten Soft-
wareprodukts verfügbar sind. Die Bereitstellung und 
Nutzung dieser kostenfreien SaaS-Anwendungen ist 
zwingend an das Bestehen dieses S&C-Vertrages ge-
koppelt. Gegen separate Vergütung umfasst dieser:
•	 �Bereitstellung verfügbarer Software-Updates und Up-

grades (neue Versionen mit wesentlichen Erweiterun-
gen);

•	 	�Bereitstellung einer Zugriffsmöglichkeit auf die Soft-
ware App Flexx toGo mittels mobiler Endgeräte;

•	 	�Hotfixes und Security-Patches zur Beseitigung kriti-
scher Sicherheitslücken;

•	 	�Technischer Support
•	 	�Laufender Anwender-Support (Hotline/Ticket-Sys-

tem): Telefonische Hilfestellung oder Hilfestellung per 
E-Mail bei Anwendungsfragen und Fehlermeldungen 
zur Software. Der Support unterliegt dem „Fair-Use-
Prinzip“ im Verhältnis zur Unternehmens- bzw. Li-
zenzgröße des Kunden. Die Hilfestellung ersetzt keine 
Grundlagenschulungen; umfangreiche Erklärungen 
oder Einweisungen in die Software sind nicht abge-
deckt und erfordern die Beauftragung einer separaten, 
kostenpflichtigen Schulung.

•	 �Aktive Installations- und Wiederherstellungshilfen: 
Direkte technische Unterstützung (z.B. per Fernwar-
tung) zur Wiederherstellung von Installationen oder 
zum Einspielen von Updates und Patches. Diese spe-
zifische Leistung ist auf maximal 1 Stunde pro Kalen-
dermonat beschränkt (nicht kumulierbar). Zwingende 
Voraussetzung für die Inanspruchnahme ist eine vom 
Kunden täglich durchgeführte, funktionsfähige Daten-
sicherung.;

•	 	�KI-Modell-Updates für verbesserte Genauigkeit der 
KI-Funktionen (soweit technisch möglich).

(2)	� Mit Abschluss des Software-Kaufvertrages kommt der 
Wartungsvertrag automatisch zustande. Mit Kündigung 
des S&C-Vertrages entfällt für den Kunden der Zugriff 
auf diese Dienstleistungen mit Ablauf der Kündigungs-
frist.

(3)	� Der S&C-Vertrag beginnt zum 1. des auf die Installa-
tion bzw. Bereitstellung der Software folgenden Kalen-
dermonats. Der bis zum Monatsersten verbleibende 
Rumpfmonat ist kostenfrei. Die Mindestvertragsdau-
er beträgt 12 Monate. Eine Beendigung ist jeweils nur 
zum Ende eines Abrechnungszyklus möglich. Das Recht 
zur Außerordentlichen Kündigung aus wichtigem Grund 
bleibt unberührt (§ 314 BGB).

(4)	� Die S&C-Gebühr wird in monatlichen Beträgen vor-
schüssig gegen Rechnung bzw. per Lastschrift fällig. 
Der Abrechnungszyklus (monatlich: 1. bis Ende des Ka-
lendermonats; halbjährlich: 01.01. bzw. 01.07. bis zum 
Halbjahresende) wird in der Auftragsbestätigung ver-
einbart. Die Kündigungsfrist beträgt 3 Monate zum Ende 
des jeweils laufenden Abrechnungszyklus. Erfolgt keine 
fristgerechte Kündigung, verlängert sich der Vertrag 
automatisch um einen weiteren Abrechnungszyklus. Der 
S&C-Vertrag betrifft ausschließlich zukünftige Leistun-
gen nach Kaufvertragsschluss. Er umfasst keine Nach-
besserung von Mängeln der ursprünglich gelieferten 
Software (diese fällt unter Gewährleistung § 10). Bereits 
bezahlte Wartungsgebühren werden bei Kündigung nicht 
erstattet.

(5)	� Die Haftungsbeschränkungen gemäß § 11 AGB gelten 
uneingeschränkt auch für alle Ansprüche aus dem War-
tungsvertrag

§ 4 	Umfang der Nutzungsrechte
(1)	� Der Kunde erhält mit vollständiger Zahlung der verein-

barten Gebühr (Kaufpreis, Mietgebühr oder SaaS-Ge-
bühr) ein einfaches, nichtexklusives, nichtübertragbares 
Nutzungsrecht an der Software gemäß den Bestimmun-
gen dieser AGB und der mitgelieferten Lizenzvereinba-
rung bzw. Auftragsbestätigung. Der Umfang richtet sich 
modellabhängig nach folgendem:
•	 �Kaufmodell (§ 2b): Zeitlich unbeschränktes Recht für 

Concurrent Users (gleichzeitige Nutzer, gemäß Lizenz-
schein). Die maximale Anzahl Concurrent Users ergibt 
sich aus der im Lizenzschlüssel oder Auftragsbestäti-
gung aktivierten Lizenzkonfiguration. Eine Überschrei-
tung (z.B. mehr gleichzeitige Logins) gilt als Lizenzver-
letzung und verpflichtet zur Nachlizenzierung.

•	 	�Abo-Modell (§ 2c): Zeitlich begrenzt auf die Vertrags-
dauer für die vereinbarte Anzahl an Concurrent Users 
zu exakt denselben Bestimmungen wie beim Kauf-
modell. Das Nutzungsrecht ist jeweils fest an eine be-
stimmte, vom Kunden zuzuordnende natürliche Per-
son gebunden. 

•	 	�SaaS-Modell (§ 2d): Für die Überlassung der Software 
als Software-as-a-Service gelten hinsichtlich der Nut-
zungsrechte und der Named Users (personenbezoge-
ne Lizenzen) folgende Bestimmungen: Eine Nutzung 
durch andere Personen im fliegenden Wechsel oder 
zeitlich versetzt (Sharing) unter derselben Lizenz ist 
unzulässig und bedarf einer separaten Lizenz. Der 
Kunde verwaltet die namentliche Zuordnung der er-
worbenen Lizenzanzahl eigenverantwortlich in der 
Benutzerverwaltung der Software. Eine namentliche 
Nennung der User gegenüber dem Anbieter oder eine 
regelmäßige schriftliche Meldepflicht ist nicht erfor-
derlich. Eine Erweiterung der Anzahl der Named Users 
bedarf separater Vereinbarung und Vergütung.

�	� Die Lizenzierung erfolgt streng pro Installation bzw. Da-
tenbankinstanz. Jede Installation der Software (Client- 
oder Server-Komponente) oder jede Datenbankinstanz 
(z.B. SQL-Datenbank, Multi-Tenant-Setup) unterliegt 
einer separaten Lizenzpflicht. Der Kunde ist nicht be-
rechtigt, neue Installationen, Datenbanken oder Man-
danten (Tenants) anzulegen. Ausschließlich der Anbieter 
ist technisch und rechtlich befugt, neue Mandanten/
Datenbanken anzulegen, zu konfigurieren oder zu ak-
tivieren. Technische Zugriffsbeschränkungen (z.B. Ad-
min-Rechte, Datenbank-Setup-Funktionen) verhindern 
Kunden-Zugriff auf diese Funktionen. Jede unbefugte 
Anlage neuer Installationen/Datenbanken/Mandanten 
stellt eine schwerwiegende Vertragsverletzung dar und 
verpflichtet zur sofortigen Nachlizenzierung aller betrof-
fenen Instanzen zu den marktüblichen Preisen. Der An-
bieter kann unbefugte Instanzen technisch deaktivieren.

	� Die zulässige Nutzung umfasst in allen Modellen die 
Installation (nur Kauf/Abo), das Laden in den Arbeits-
speicher, Anzeigen, Ausführen sowie die bestimmungs-
gemäße Benutzung durch die lizenzierten User innerhalb 
der lizenzierten Installation/Datenbank. In keinem Fall 
hat der Kunde das Recht, die Software zu vermieten, un-
terzulizenzieren, öffentlich wiederzugeben oder Dritten 
entgeltlich/unentgeltlich zur Verfügung zu stellen (z.B. 
ASP oder SaaS ohne Lizenz).

	� Eine Erweiterung der Nutzungsrechte auf verbundene 
Unternehmen (§ 15 AktG) des Kunden, einschließlich 
der Anlage zusätzlicher Mandanten, ist grundsätzlich 
möglich. Voraussetzungen hierfür sind: (a) ein schriftli-
cher Antrag des Kunden unter Angabe des verbundenen 
Unternehmens, (b) der Nachweis der Unternehmensver-
bundenheit (z.B. aktueller Handelsregisterauszug oder 
Konzernorganigramm) sowie (c) die schriftliche Freigabe 
durch den Anbieter. Die Nutzung durch verbundene Un-
ternehmen ist gesondert vergütungspflichtig gemäß der 
jeweils gültigen Preisliste. Der Kunde haftet vollumfäng-
lich für die Einhaltung der Lizenzbestimmungen durch 
das verbundene Unternehmen.
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	� Nach Beendigung des Nutzungsverhältnisses erhält der 
Kunde auf Antrag eine zeitlich auf 12 Monate begrenzte, 
unentgeltliche Archivlizenz zum ausschließlichen Zweck 
des lesenden Zugriffs auf seine eigenen, in der Software 
gespeicherten Daten. Diese Archivlizenz berechtigt nicht 
zur produktiven Nutzung der Software. Die Bedingungen 
der Archivlizenz werden in einer gesonderten Vereinba-
rung geregelt. 

(2)	� Die Rechteeinräumung in Abs. 1 berührt nicht die dem 
Kunden gesetzlich zwingend zustehenden Nutzungs-
rechte, insbesondere nach § 69d und § 69e UrhG. Sollte 
das Erstellen einer Sicherungskopie zur Sicherung der 
künftigen Nutzung erforderlich sein (nur Kauf/Abo-Mo-
dell), wird der Kunde auf der erstellten Sicherungskopie 
den Vermerk „Sicherungskopie“ sowie einen Urheber-
rechtsvermerk des Verkäufers sichtbar anbringen.

(3)	� Der Kunde ist berechtigt, die Software (nur Kaufmodell) 
einem Dritten unter Übergabe des Lizenzscheins und der 
Dokumentation dauerhaft zu überlassen. In diesem Fall 
gibt er die Nutzung vollständig auf, entfernt sämtliche 
installierten Kopien, löscht Kopien auf anderen Daten-
trägern oder übergibt sie dem Anbieter (sofern nicht 
gesetzlich zu längerer Aufbewahrung verpflichtet). Auf 
Anforderung bestätigt der Kunde dies schriftlich und 
vereinbart mit dem Dritten die Einhaltung dieses § 4. 
Named-User-Lizenzen (SaaS) sowie Installationen/Da-
tenbanken sind nicht übertragbar. Eine Aufspaltung von 
Client-Server-Lizenzen ist unzulässig.

(4)	� Überschreitet der Kunde den vereinbarten Lizenzumfang 
(Concurrent/Named Users, Installationen/Datenbanken) 
qualitativ (Art der Nutzung) oder quantitativ (Anzahl), 
erwirbt er unverzüglich die notwendigen zusätzlichen 
Rechte zu den marktüblichen Preisen. Sämtliche gesetz-
lichen und vertraglichen Rechte des Anbieters bleiben 
vorbehalten. Der Anbieter kann Lizenzüberwachungs-
tools einsetzen und bei Überschreitungen nachlizenzie-
ren.

(5)	� Urhebervermerke, Seriennummern sowie sonstige der 
Programmidentifikation dienende Merkmale dürfen 
nicht von der Vertragssoftware entfernt oder verändert 
werden.

(6)	� Soweit der Anbieter dem Kunden Datenwerke, Daten-
banken, Kataloge, Bildbestände, Klassifikationslisten, 
Taxonomien, Metadaten oder sonstige strukturierte 
Datensätze (nachfolgend gemeinsam „Datenwerke“) mit 
der Software zur Verfügung stellt oder in die Software 
integriert (z.B. Pflanzendatenbanken, Bildkataloge), ver-
bleiben sämtliche Urheber- und sonstigen Schutzrechte 
an diesen Datenwerken uneingeschränkt beim Anbieter 
oder seinen Lizenzgebern. Der Kunde erwirbt an den 
Datenwerken keine eigenen Eigentums- oder Verwer-
tungsrechte über die in diesem Vertrag ausdrücklich ein-
geräumten Nutzungsrechte hinaus.

(7)	� Die Nutzung der Datenwerke ist ausschließlich inner-
halb der bestimmungsgemäßen, vertraglich vereinbar-
ten Nutzung der Software gestattet; eine Extraktion, 
Isolierung, Vervielfältigung, Verarbeitung, Weitergabe, 
Veröffentlichung, Distribution, öffentliche Zugänglich-
machung, das Erstellen von abgeleiteten Datenbanken 
oder sonstige Nutzung der Datenwerke für software-
fremde Zwecke ist dem Kunden ausdrücklich untersagt. 
Insbesondere ist der Kunde nicht berechtigt, die Daten-
werke oder Teile davon (z.B. Datensätze, Bilddateien, 
Metadaten) zu exportieren, auszuleiten, automatisiert 
zu scrapen, in andere Datenbanken zu überführen oder 
Dritten zugänglich zu machen, auch nicht gegen Entgelt, 
es sei denn, der Anbieter hat eine ausdrückliche, schrift-
liche Genehmigung erteilt.

(8)	� Der Kunde verpflichtet sich, technische Schutzmaß-
nahmen des Anbieters nicht zu umgehen, zu entfernen 
oder zu manipulieren (z.B. Exportschutz, Wasserzeichen, 
Zugriffsbeschränkungen, API-Rate-Limits). Jede Umge-
hung solcher Maßnahmen gilt als schwerwiegende Ver-
tragsverletzung.

(9)	� Bei Verstößen gegen Abs. 7 oder 8 ist der Anbieter be-
rechtigt, die Nutzung der betroffenen Funktionen unver-
züglich zu sperren, den Vertrag außerordentlich zu kün-
digen und Schadensersatz zu verlangen. Darüber hinaus 
ist der Kunde verpflichtet, auf Verlangen des Anbieters 
unverzüglich Auskunft über den Umfang der unzulässi-
gen Nutzung, die betroffenen Datensätze und etwaige 
Weitergaben zu erteilen sowie alle unzulässig herge-
stellten Kopien unverzüglich zu vernichten oder dem An-
bieter herauszugeben und die Vernichtung schriftlich zu 
bestätigen.

(10)	� Der Kunde stellt den Anbieter von sämtlichen Ansprü-
chen Dritter frei, die aus einer unzulässigen Nutzung, 
Weitergabe oder Veröffentlichung der Datenwerke durch 
den Kunden resultieren; dies umfasst auch die erforder-
lichen Rechtsverteidigungskosten einschließlich ange-
messener Anwaltsgebühren.

(11)	� Sofern der Anbieter dem Kunden im Einzelfall ein Recht 
zum Export oder zur Weiterverarbeitung bestimmter Da-
ten gewährt (z.B. für Integrationszwecke), ist dieses aus-
schließlich durch eine gesonderte, schriftliche Verein-
barung und nur unter den dort geregelten Bedingungen 
(z.B. Zweckbindung, minimale Datenmenge, technische 
Schutzmaßnahmen, Honorar, Kennzeichnungspflicht) 
zulässig. Jede weitergehende Nutzung bleibt unzulässig.

(12)	� Die Pflichten nach Abs. 6–12 bestehen über die Beendi-
gung des Nutzungs- oder Lizenzverhältnisses hinaus so 
lange fort, wie schutzfähige Inhalte des Anbieters vom 
Kunden gespeichert sind oder zugänglich bleiben und 
mindestens für einen Zeitraum von fünf (5) Jahren nach 
Vertragsende; weitergehende gesetzliche Ansprüche 
bleiben unberührt.

§ 5 	�KI-Funktionen // Nutzungshinweise //  
Prüfpflichten des Kunden

(1)	� Die Software enthält Funktionen auf Basis künstlicher 
Intelligenz (nachfolgend „KI-Funktionen“), die probabilis-
tisch arbeiten und auf maschinellem Lernen, neuronalen 
Netzen oder generativen Modellen beruhen. KI-Outputs 
(z.B. generierte Texte, Analysen, Codes, Empfehlungen 
oder Vorhersagen) können fehlerhaft, unvollständig, ir-
reführend oder für den konkreten Anwendungsfall un-
geeignet sein. KI-Outputs stellen keine fachliche, recht-
liche, steuerliche oder technische Beratung dar.

(2)	� Der Kunde ist verpflichtet, sämtliche KI-Outputs eigen-
verantwortlich vor jeglicher Nutzung auf Richtigkeit, 
Vollständigkeit, Plausibilität und rechtliche Zulässigkeit 
und Eignung zu überprüfen. Der Kunde übernimmt die 
volle Verantwortung für die Verwendung von KI-Outputs, 
insbesondere gegenüber Dritten, und stellt sicher, dass 
diese nicht ungeprüft für rechtlich oder wirtschaftlich 
relevante Entscheidungen herangezogen werden. Der 
Anbieter haftet nicht für Schäden aus fehlender oder un-
zureichender Prüfung durch den Kunden.

(3)	� Sofern die Software KI-basierte Funktionen enthält, ist 
der Anbieter berechtigt, die Inputs zur Bereitstellung, 
Verbesserung und Wartung der KI-Funktionen zu ver-
arbeiten (einschließlich Training). Die Verarbeitung zu 
Trainingszwecken erfolgt ausschließlich in anonymisier-
ter oder aggregierter Form, sodass keine Rückschlüsse 
auf den Kunden, dessen Endkunden oder konkrete Ge-
schäftsgeheimnisse möglich sind. Der Kunde kann der 
Nutzung seiner Daten zu Trainingszwecken jederzeit 
durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Anbieter wi-
dersprechen (Opt-Out).

(4)	� Der Kunde erhält ein einfaches, nichtexklusives, nicht-
übertragbares Nutzungsrecht an den KI-Outputs für den 
mit der Software verfolgten internen Geschäfts- oder 
betrieblichen Zweck. Dieses Recht ist zeitlich auf die 
Gültigkeit der Software-Lizenz beschränkt und umfasst 
Vervielfältigung, Bearbeitung und Nutzung innerhalb der 
lizenzierten Installation/Datenbank (§ 4). Keine Gewähr 
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für Neuheit, Originalität oder Freiheit von Rechten Dritter 
an Outputs. Der Kunde prüft Outputs auf Urheberrechts-
verletzungen; der Anbieter haftet nicht dafür. Die kom-
merzielle Weiterverwendung (z.B. Verkauf von Outputs) 
bedarf einer separaten Genehmigung.

(5)	� Der Kunde verpflichtet sich, die KI-Funktionen nicht 
rechtswidrig oder missbräuchlich zu nutzen. Insbeson-
dere verboten sind:
•	 �Generierung von Deepfakes, Desinformation, Hass-

rede oder Inhalten, die Persönlichkeitsrechte verletzen 
(Art. 5 Abs. 1 lit. b AI Act);

•	 	�Verletzung von Schutzrechten Dritter (Urheber-, Mar-
ken-, Persönlichkeitsrechte);

•	 	�Erzeugung schädlicher Inhalte (z.B. Malware-Code, il-
legale Anleitungen);

•	 	�Training eigener Modelle mit Outputs oder systemati-
sches Scraping;

•	 	�Nutzung zur Umgehung gesetzlicher Pflichten (z.B. 
Geldwäsche, Steuerhinterziehung).

•	 	�Verstöße berechtigen den Anbieter zur sofortigen 
Sperrung der KI-Funktionen, außerordentlichen Kün-
digung (§ 543 BGB) und Schadensersatz. Der Kunde 
stellt den Anbieter von Ansprüchen Dritter auf erstes 
Anfordern frei.

(6)	� Soweit die Software KI-Systeme im Sinne der EU-Ver-
ordnung 2024/1689 (AI Act) enthält, die mit natür-
lichen Personen interagieren oder Inhalte erzeugen, 
informiert der Anbieter den Kunden hierüber in der 
Produktbeschreibung oder Dokumentation. Der Kun-
de ist verpflichtet, beim Einsatz solcher KI-Systeme die 
Transparenzpflichten des Art. 50 AI Act zu beachten und 
insbesondere sicherzustellen, dass Endnutzer über die 
Interaktion mit einem KI-System informiert werden und 
KI-generierte Inhalte als solche erkennbar sind.

(7)	� Eine vertragliche oder deliktische Haftung für Mängel 
der KI-Funktionen (insbesondere fehlerhafte Outputs) 
ist ausgeschlossen, soweit nicht Vorsatz oder grobe 
Fahrlässigkeit vorliegt (§ 10 AGB). Dies gilt für Ansprüche 
nach §§ 280, 823 BGB.

§ 6 	Preise // Zahlungsbedingungen
(1)	� Es gelten die im Zeitpunkt der Bestellung auf der Web-

site des Anbieters oder in der Auftragsbestätigung an-
gegebenen Preise. Die Preise für Wartungsverträge wer-
den separat mit dem Kunden vereinbart (vgl. § 3). Soweit 
nicht anders vereinbart, verstehen sich Hardwarepreise 
als Nettopreise ab Lager zuzüglich Verpackung, Versand, 
Transportversicherung.

	� Alle Preise verstehen sich, sofern nicht anders angege-
ben, als Nettopreise zuzüglich der gesetzlichen Umsatz-
steuer in der jeweils gültigen Höhe zum Zeitpunkt des 
Endes der erbrachten Leistung. 

(2)	� Die Zahlungen sind mit Vertragsschluss sofort fällig und 
ohne Abzug zu zahlen, sofern in der Auftragsbestätigung 
nichts anderes vereinbart ist. Der Anbieter ist berechtigt, 
Vorkasse zu verlangen oder die Lieferung der Software/
Hardware von einer Anzahlung abhängig zu machen. 

(3)	� Bei Zahlungsverzug des Kunden ist der Anbieter berech-
tigt, Verzugszinsen in Höhe von 9 Prozentpunkten über 
dem jeweiligen Basiszinssatz gemäß § 288 Abs. 2 BGB 
zu verlangen. Die Geltendmachung eines weitergehen-
den Verzugsschadens bleibt vorbehalten.

(4)	� Der Kunde ist nur dann zur Aufrechnung berechtigt, 
wenn seine Gegenansprüche rechtskräftig festgestellt, 
unbestritten oder vom Anbieter anerkannt sind. Ein 
Zurückbehaltungsrecht kann der Kunde nur ausüben, 
soweit sein Gegenanspruch auf demselben Vertragsver-
hältnis beruht. 

§ 7 	�Preisanpassung bei  
Dauerschuldverhältnissen

(1)	� Die in Dauerschuldverhältnissen (z.B. Abo-Modell, SaaS-
Verträge, Wartungs‑, Pflege‑ und Supportverträge) ver-
einbarten Entgelte sind grundsätzlich bindend für die 
vereinbarte Vertragslaufzeit. Der Anbieter ist jedoch 
berechtigt, die vertraglich vereinbarten wiederkehren-
den Entgelte (Basispreis) mit Wirkung für die Zukunft 
anzupassen, wenn sich die für die Leistungserstellung 
maßgeblichen Kostenfaktoren nachhaltig und nachweis-
bar erhöhen oder ändern. Maßgebliche Kostenfaktoren 
sind insbesondere Lohn‑ und Gehaltskosten, Energie-
kosten, Aufwendungen für Rechenzentrums‑Hosting 
oder Cloud‑Services, regulative Abgaben, Lizenzgebüh-
ren Dritter, Fremdwartungskosten sowie allgemein an-
erkannte Preisindizes (z.B. Verbraucherpreisindex, Ener-
giepreisindex).

(2)	� Preisänderungen dürfen nur im Umfang der tatsäch-
lichen und nachweisbaren Veränderung der genannten 
Kostenfaktoren vorgenommen werden; der Anbieter hat 
die Erhöhung transparent zu begründen und dem Kun-
den die Berechnungsgrundlage in verständlicher Form 
offenzulegen. Bei Verwendung eines Indexes erfolgt die 
Anpassung prozentual entsprechend der Änderung des 
Indexes und nur bis zur Höhe der dokumentierten Kos-
tenentwicklung. Eine Anpassung auf Basis eines Indexes 
erfolgt ausschließlich, wenn der Index als verlässlich, all-
gemein zugänglich und sachgerecht ist und der Anbieter 
in der Änderungsmitteilung die Berechnungsformel an-
gibt.

(3)	� Eine Anpassung ist dem Kunden mindestens acht (8) 
Wochen vor dem beabsichtigten Wirksamwerden in 
Textform (z.B. E‑Mail) mitzuteilen; die Mitteilung hat die 
Höhe der neuen Entgelte, den Zeitpunkt des Wirksam-
werdens, die konkreten Gründe für die Anpassung sowie 
eine nachvollziehbare Darstellung der Berechnung zu 
enthalten. Sofern die Anpassung eine Erhöhung der wie-
derkehrenden Entgelte von mehr als fünf Prozent (5%) 
innerhalb eines zwölfmonatigen Zeitraums bedeutet, ist 
sie nur zulässig, wenn der Anbieter die Erhöhung geson-
dert begründet und nachweist.

(4)	� Das Recht zur Preisanpassung ist ausgeschlossen, so-
weit vertraglich eine Festpreisbindung für die betreffen-
de Periode vereinbart ist oder zwingendes Recht etwas 
anderes vorschreibt. Preisanpassungen gelten nicht 
rückwirkend.

(5)	� Der Kunde ist berechtigt, der beabsichtigten Preiserhö-
hung innerhalb von vier (4) Wochen nach Zugang der 
Änderungsmitteilung in Textform zu widersprechen. Übt 
der Kunde sein Widerspruchs‑ oder Kündigungsrecht 
nicht aus, gilt die geänderte Vergütung als vereinbart ab 
dem angekündigten Zeitpunkt. Leistet der Kunde recht-
zeitig Widerspruch, so gilt folgendes:

a)	� Bis zur Beilegung der Streitigkeit gelten die bisherigen 
Entgelte fort;

b)	� Sollte der Kunde den Vertrag wegen der Preiserhöhung 
kündigen, so ist die Kündigung mit einer Frist von einem 
Monat zum Monatsende möglich; insoweit gilt eine au-
ßerordentliche Kündigungserleichterung ausschließlich 
für den Fall, dass die Erhöhung mehr als fünf Prozent 
(5%) beträgt; Kündigungen sind in Textform zu erklären.

(6)	� Soweit die Preisanpassung auf einer dauerhaften Mehr-
belastung Dritter (z.B. Hosting‑Provider, Netzbetreiber) 
beruht, ist der Anbieter verpflichtet, auf Verlangen des 
Kunden die zumutbare Mitwirkung bei der Prüfung alter-
nativer Beschaffungs‑ oder Leistungserbringungsoptio-
nen anzubieten, um die Auswirkungen der Kostensteige-
rung zu begrenzen.

(7)	� Die vorstehenden Regelungen gelten ergänzend zu ge-
setzlichen Anpassungsrechten (z.B. Preisgleitklauseln, 
§ 313 BGB) und schließen diese nicht aus. Soweit zwin-
gende gesetzliche Vorschriften weitergehende Rechte 
begründen, bleiben diese unberührt.
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(8)	� Die Anwendung dieser Klausel auf einzelne Verträge ist 
in der Auftragsbestätigung zu dokumentieren; im Zweifel 
gilt sie als vereinbart, wenn im betreffenden Vertragstyp 
(z.B. SaaS, Wartung, Abo-Modell) wiederkehrende Ent-
gelte vorgesehen sind.

§ 8 	Lieferung // Lieferzeit // Gefahrübergang
(1)	� Die Lieferung der Software erfolgt entweder durch elek-

tronische Bereitstellung zum Download samt Lizenz-
schlüssel per E-Mail oder über das Kundenportal des 
Anbieters. Die konkrete Lieferart wird in der Auftragsbe-
stätigung festgelegt.

	� Die Lieferung von Hardware erfolgt durch Versand, Spe-
dition oder Übergabe ab Lager. Die konkrete Lieferart er-
gibt sich aus der Auftragsbestätigung.

(2)	� Lieferfristen sind nur verbindlich, wenn sie vom Anbieter 
ausdrücklich schriftlich als verbindlich bestätigt wurden. 
Lieferfristen beginnen mit Vertragsschluss, jedoch nicht 
vor vollständiger Klärung aller Einzelheiten der Vertrags-
abwicklung und nicht vor Eingang einer vereinbarten An-
zahlung oder Vorauszahlung. 

(3)	� Bei elektronischer Bereitstellung geht die Gefahr mit 
der Bereitstellung der Software zum Download und der 
Übermittlung des Lizenzschlüssels an den Kunden auf 
den Kunden über. Beim SaaS-Modell erfolgt der Gefahr-
übergang mit der Übermittlung der Zugangsdaten (Log-
in) für das Portal an den Kunden.

	� Bei Hardware geht die Gefahr mit Übergabe an den Ver-
sanddienstleister, Spediteur oder sonst zur Ausführung 
der Versendung bestimmten Dritten auf den Kunden 
über.

(4)	� Kommt der Kunde in Annahmeverzug oder verletzt er 
schuldhaft sonstige Mitwirkungspflichten, so ist der An-
bieter berechtigt, den hieraus entstandenen Schaden 
einschließlich etwaiger Mehraufwendungen ersetzt zu 
verlangen. Weitergehende Ansprüche bleiben vorbehal-
ten. 

§ 9 	Untersuchungs- und Rügepflicht
(1)	� Der Kunde ist als Kaufmann gemäß § 377 HGB verpflich-

tet, die gelieferte Software unverzüglich nach Erhalt auf 
Mängel zu untersuchen und erkennbare Mängel unver-
züglich schriftlich beim Anbieter zu rügen.

(2)	� „Unverzüglich“ im Sinne von § 377 HGB bedeutet ohne 
schuldhaftes Zögern. Die Untersuchung muss so schnell 
erfolgen, wie dies nach ordnungsgemäßem Geschäfts-
gang möglich ist. Bei Standardsoftware gilt eine Unter-
suchung innerhalb von 10 Werktagen nach Erhalt der 
Software als unverzüglich. Die Untersuchung umfasst 
die Installation der Software auf einem repräsentativen 
System, die Prüfung der Vollständigkeit (Dokumentation, 
Lizenzschlüssel) sowie die Prüfung der grundlegenden 
Funktionsfähigkeit anhand der Produktbeschreibung.

Bei Hardware umfasst die Untersuchung insbesondere die 
Kontrolle auf Transportschäden, Stückzahlabweichungen, 
Falschlieferungen sowie äußerlich erkennbare Sachmängel. 
Äußerlich erkennbare Transportschäden hat der Kunde nach 
Möglichkeit gegenüber dem Frachtführer zu dokumentieren 
und dem Anbieter unverzüglich mitzuteilen.
(3)	� Zeigt sich ein Mangel erst später, so hat der Kunde die-

sen unverzüglich nach Entdeckung, spätestens jedoch 
innerhalb von 5 Werktagen nach Kenntnis, schriftlich 
beim Anbieter zu rügen. Die Rüge muss den Mangel hin-
reichend genau beschreiben (Art des Mangels, Fehler-
meldung, Umstände des Auftretens).

(4)	� Unterlässt der Kunde die rechtzeitige Untersuchung oder 
Rüge, gilt die Software als genehmigt und Mängelan-
sprüche des Kunden sind ausgeschlossen, es sei denn, es 
handelt sich um einen Mangel, der bei der Untersuchung 
nicht erkennbar war, oder der Anbieter hat den Mangel 
arglistig verschwiegen (§ 377 Abs. 5 HGB).

§ 10 Gewährleistung (Mängelhaftung)
(1)	� Der Anbieter gewährleistet, dass die Software im Zeit-

punkt des Gefahrübergangs frei von Sach- und Rechts-
mängeln ist. Die Software ist frei von Sachmängeln, 
wenn sie die vereinbarte Beschaffenheit aufweist und 
für die vertraglich vorausgesetzte oder gewöhnliche Ver-
wendung geeignet ist.

(2)	� Für Mängel der Software sowie des Speicherplatzes haf-
tet der Anbieter nach den Gewährleistungsregeln des 
Mietrechts (§§ 536 ff. BGB), jedoch mit der Maßgabe, 
dass eine Schadensersatzpflicht entgegen § 536a Abs. 
1 BGB nur im Falle eines Verschuldens nach den Maß-
gaben in § 11 dieses Vertrages besteht.

(3)	� Keine Sachmängel sind geringfügige Abweichungen von 
der vereinbarten Beschaffenheit, geringfügige Beein-
trächtigungen der Brauchbarkeit, natürliche Abnutzung, 
Schäden nach Gefahrübergang infolge fehlerhafter oder 
nachlässiger Behandlung, übermäßiger Beanspruchung, 
ungeeigneter Betriebsmittel oder aufgrund besonderer 
äußerer Einflüsse, die nach dem Vertrag nicht vorausge-
setzt sind.

(4)	� Bei Vorliegen eines Sachmangels ist der Anbieter nach 
seiner Wahl zur Nacherfüllung durch Mängelbeseitigung 
(Nachbesserung) oder durch Lieferung einer mangelfrei-
en Software (Neulieferung) berechtigt. Der Anbieter ist 
berechtigt, die gewählte Art der Nacherfüllung zu ver-
weigern, wenn sie nur mit unverhältnismäßigen Kosten 
möglich ist. Für das Abo-/SaaS-Modell gelten ergänzend 
die Gewährleistungsregeln des Mietrechts (§§ 535 ff. 
BGB), mit der Maßgabe, dass eine Schadensersatzpflicht 
entgegen § 536a Abs. 1 BGB nur im Falle eines Ver-
schuldens besteht. Schlägt die Nacherfüllung fehl oder 
wird sie vom Anbieter endgültig verweigert oder ist sie 
für den Kunden unzumutbar, kann der Kunde nach seiner 
Wahl vom Vertrag zurücktreten oder den Kaufpreis durch 
Minderung herabsetzen. Ein Rücktritt ist jedoch ausge-
schlossen, wenn der Mangel nur unerheblich ist.

(5)	� Die Verjährungsfrist für Mängelansprüche beträgt ein 
Jahr ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn (Gefahr-
übergang). Dies gilt nicht bei arglistig verschwiegenen 
Mängeln, bei Schäden aus der Verletzung des Lebens, 
des Körpers oder der Gesundheit sowie bei vorsätzlichen 
oder grob fahrlässigen Pflichtverletzungen des Anbie-
ters. Für diese Fälle gelten die gesetzlichen Verjährungs-
fristen.

(6)	� Für Hardware gilt ergänzend: Kein Sachmangel liegt 
vor bei Schäden infolge unsachgemäßer Behandlung, 
fehlerhafter Installation durch den Kunden oder Dritte, 
ungeeigneter Betriebsumgebung, natürlicher Abnut-
zung, übermäßiger Beanspruchung, Verwendung un-
geeigneter Betriebsmittel oder nicht vom Anbieter frei-
gegebener Komponenten. Bei gebrauchter Hardware ist 
die Gewährleistung ausgeschlossen, soweit nicht etwas 
anderes ausdrücklich vereinbart wurde und zwingendes 
Recht nicht entgegensteht.

§ 11 Haftung
(1)	� Der Anbieter haftet unbeschränkt nach den gesetzlichen 

Vorschriften
	 a.	 bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit
�	 b.	 bei Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Kör-
pers oder der Gesundheit;  
�	 c.	� nach den Vorschriften des Produkthaftungsgesetzes 

(ProdHaftG) sowie nach zwingenden spezialgesetz-
lichen Haftungsnormen (z.B. EU-Produkthaftungs-
richtlinie, KI-VO).

(2)	� Die Haftung des Anbieters gilt auch für alle vertraglich 
vereinbarten Zusatzleistungen wie Wartung, Support 
und Updates gemäß § 3.

(3)	� Bei einfach fahrlässiger Verletzung einer Pflicht, die we-
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sentlich für die Erreichung des Vertragszwecks ist (Kar-
dinalpflicht), ist die Haftung des Anbieters der Höhe nach 
begrenzt auf den Schaden, der nach der Art des hier in 
Rede stehenden Geschäfts vorhersehbar und typisch ist.

	� Die Haftung für Datenverlust ist der Höhe nach auf den 
Schaden begrenzt, der bei ordnungsgemäßer und regel-
mäßiger Datensicherung durch den Kunden eingetreten 
wäre. Der Kunde ist verpflichtet, seine Daten in einem 
den fachlichen Anforderungen entsprechenden Umfang 
regelmäßig zu sichern und entsprechende Sicherungs-
kopien zu erstellen. Unterlässt der Auftraggeber die 
Datensicherung schuldhaft, reduzieren sich seine Scha-
densersatzansprüche entsprechend den Grundsätzen 
des Mitverschuldens (§ 254 BGB). Die Haftung für Fol-
geschäden, insbesondere entgangenen Gewinn, Pro-
duktionsausfall oder Datenwiederherstellungskosten, 
die über den bei ordnungsgemäßer Datensicherung zu 
erwartenden Aufwand hinausgehen, ist ausgeschlossen, 
soweit nicht Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit vorliegt.

(4)	� Im Übrigen ist die Haftung des Anbieters – gleich aus 
welchem Rechtsgrund – ausgeschlossen. Dies gilt ins-
besondere für Schadensersatzansprüche aus Verschul-
den bei Vertragsschluss, wegen sonstiger Pflichtverlet-
zungen oder wegen deliktischer Ansprüche auf Ersatz 
von Sachschäden gemäß § 823 BGB, soweit nicht zwin-
gende gesetzliche Vorschriften entgegenstehen.

(5)	� Eine vertragliche Haftung für Mängel der KI-Funktionen, 
insbesondere falsche, unvollständige oder irreführende 
KI-Outputs, ist ausgeschlossen, soweit nicht höherer 
zwingender Rechtsschutz greift. Deliktische Ansprüche 
(§§ 823 ff. BGB) unterliegen denselben Beschränkungen, 
soweit zulässig. 

(6)	� Die vorstehenden Haftungsbeschränkungen gelten auch 
zugunsten der gesetzlichen Vertreter, leitenden Ange-
stellten und einfachen Erfüllungsgehilfen des Anbieters, 
sofern Ansprüche unmittelbar gegen diese geltend ge-
macht werden. 

(7)	� Soweit die Haftung des Anbieters ausgeschlossen oder 
beschränkt ist, gilt dies auch für die persönliche Haftung 
der Mitarbeiter, Vertreter und Erfüllungsgehilfen des An-
bieters.

(8)	� Soweit es sich bei den Leistungsangeboten um reine 
Dienstleistungen handelt (z.B. Supportdienstleistungen), 
haftet der Anbieter für Mängel dieser Dienstleistungen 
nach den Regeln des Dienstvertragsrechts (§§ 611 ff. 
BGB).

§ 12 Schadensminderungspflicht
(1)	� Der Kunde ist verpflichtet, erkannte Mängel und einge-

tretene Schäden unverzüglich dem Anbieter mitzuteilen, 
um diesem die Möglichkeit zur Abhilfe und Schadens-
minderung zu geben. 

(2)	� Der Kunde ist verpflichtet, bei auftretenden Mängeln 
oder Schäden geeignete und zumutbare Maßnahmen 
zur Schadensminderung zu ergreifen. Dies umfasst ins-
besondere die Erstellung von Datensicherungen, die Do-
kumentation von Fehlerzuständen sowie die Mitwirkung 
bei der Fehleranalyse.

(3)	� Verletzt der Kunde schuldhaft seine Schadensminde-
rungspflicht, so mindert sich ein etwaiger Schadens-
ersatzanspruch des Kunden entsprechend dem Mitver-
schuldensanteil gemäß § 254 BGB.

§ 13 Datenschutz
(1)	� Der Anbieter verarbeitet personenbezogene Daten des 

Kunden ausschließlich zur Erfüllung des Vertrages sowie 
zur Wahrung berechtigter eigener Geschäftsinteressen 
(z.B. Buchhaltung, Kundenverwaltung) im Einklang mit 
den Bestimmungen der Datenschutz-Grundverordnung 
(DSGVO) und des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG).

(2)	� Sofern die Software Funktionen enthält, bei denen der 
Anbieter personenbezogene Daten im Auftrag des Kun-
den verarbeitet (z. B. Cloud-Speicherung, Cloud-Funk-
tionen), gelten die Bestimmungen des Auftragsverar-
beitungsvertrags (AVV) gemäß Art. 28 DSGVO, der dem 
Kunden bei Vertragsschluss mit der Auftragsbestätigung 
zur Verfügung gestellt wird und integraler Bestandteil 
dieses Vertrages ist. Dieser regelt die Einzelheiten der 
Datenverarbeitung, technische und organisatorische 
Maßnahmen sowie Rechte und Pflichten beider Parteien.

(3)	� Der Kunde ist für die Einhaltung datenschutzrechtlicher 
Vorschriften bei der Nutzung der Software selbst verant-
wortlich, insbesondere wenn er durch Nutzung der Soft-
ware personenbezogene Daten Dritter verarbeitet. Der 
Kunde stellt den Anbieter von Ansprüchen Dritter frei, 
die aus einer datenschutzwidrigen Nutzung der Software 
durch den Kunden resultieren. 

(4)	� Weitere Informationen zur Datenverarbeitung ent-
hält die Datenschutzerklärung des Anbieters, die unter 
https://www.greenware.de/datenschutzerklaerung/ ab-
rufbar ist.

§ 14 Rechte Dritter // Freistellung
(1)	� Der Anbieter gewährleistet, dass die Software frei von 

Rechten Dritter ist, die einer vertragsgemäßen Nutzung 
durch den Kunden entgegenstehen. Sollten dennoch 
Dritte wegen Verletzung von Schutzrechten (insbe-
sondere Urheber-, Patent-, Markenrechten) Ansprüche 
gegen den Kunden geltend machen, verpflichtet sich der 
Anbieter nach eigener Wahl und auf eigene Kosten ent-
weder

a)	� die Software so zu ändern oder zu ersetzen, dass keine 
Schutzrechte Dritter mehr verletzt werden, oder  

b)	� dem Kunden das Recht zur Nutzung der Software durch 
Erwerb entsprechender Rechte zu verschaffen.

	� Wenn eine Beseitigung der Schutzrechtsverletzung 
durch Änderung oder Rechteerwerb nicht zu zumut-
baren Bedingungen möglich ist, sind beide Parteien be-
rechtigt, den Vertrag (hinsichtlich der betroffenen Leis-
tung) außerordentlich zu kündigen. Etwaige im Voraus 
gezahlte Gebühren (bei Abo/SaaS) für die Zeit nach Wirk-
samwerden der Kündigung werden dem Kunden dann 
anteilig erstattet.

(2)	� Voraussetzung für Ansprüche des Kunden nach Absatz 
1 ist, dass der Kunde den Anbieter unverzüglich über 
geltend gemachte Schutzrechtsverletzungen informiert, 
keine Anerkennung der Schutzrechtsverletzung gegen-
über dem Dritten abgibt und dem Anbieter die alleinige 
Abwehr der Ansprüche bzw. die Führung von Vergleichs-
verhandlungen überlässt.

(3)	� Beruhen die Ansprüche Dritter auf einer vertragswidri-
gen Nutzung der Software durch den Kunden oder auf 
einer vom Kunden vorgenommenen Veränderung der 
Software, entfallen die Verpflichtungen des Anbieters 
nach Absatz 1.

(4)	� Der Kunde verpflichtet sich, den Anbieter von allen An-
sprüchen Dritter freizustellen, die aus einer vertrags-
widrigen Nutzung der Software, aus vom Kunden vor-
genommenen Änderungen der Software oder aus der 
Verletzung gesetzlicher Vorschriften (insbesondere 
Datenschutzrecht, Persönlichkeitsrechte, Wettbewerbs-
recht) durch den Kunden resultieren.

§ 15 Geheimhaltung
(1)	� Die Vertragsparteien verpflichten sich, alle im Rahmen 

der Geschäftsbeziehung erlangten vertraulichen Infor-
mationen der jeweils anderen Partei geheim zu halten 
und nicht an Dritte weiterzugeben, es sei denn, dies ist 
zur Vertragsdurchführung erforderlich oder gesetzlich 
vorgeschrieben.
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(2)	� Diese Verpflichtung besteht auch nach Beendigung des 
Vertragsverhältnisses für die Dauer von drei Jahren fort.

§ 16 Vertragslaufzeit // Beendigung
(1)	� Der Vertrag über den Kauf der Software wird auf unbe-

stimmte Zeit geschlossen, beim Software-Abo-/SaaS-
Modell ist die Laufzeit in § 2c Abs. 3, § 2d Abs. 1 geregelt. 
S&C-Verträge unterliegen der Regelung in § 3 Abs. 3.

	� Soweit Hardware Gegenstand des Vertrages ist, endet 
das Vertragsverhältnis hinsichtlich der Hardware mit 
vollständiger Erfüllung des Kaufvertrages; fortlaufende 
Pflichten aus Eigentumsvorbehalt, Gewährleistung, Haf-
tung, Datenschutz, Geheimhaltung und sonstigen nach 
ihrer Natur fortgeltenden Bestimmungen bleiben unbe-
rührt.

(2)	� Das Recht zur außerordentlichen Kündigung aus wich-
tigem Grund bleibt unberührt. Ein wichtiger Grund liegt 
insbesondere vor, wenn der Kunde gegen wesentliche 
Bestimmungen dieser AGB verstößt (z.B. unerlaubte 
Weitergabe der Software, Dekompilierung ohne gesetz-
liche Erlaubnis, Zahlungsverzug trotz Mahnung) und den 
Verstoß nach Abmahnung nicht innerhalb angemessener 
Frist abstellt.

(3)	� Bei Beendigung des Vertrages aus wichtigem Grund ist 
der Kunde verpflichtet, die Nutzung der Software unver-
züglich einzustellen und sämtliche Kopien der Software 
samt Dokumentation zu löschen bzw. zu vernichten. Auf 
Verlangen des Anbieters hat der Kunde die Löschung 
bzw. Vernichtung schriftlich zu bestätigen.

§ 17 Höhere Gewalt

(1)	� Beide Parteien sind von der Verpflichtung zur Leistung 
befreit, soweit und solange die Erfüllung durch höhere 
Gewalt unmöglich gemacht wird. Höhere Gewalt sind au-
ßergewöhnliche, unvorhersehbare Ereignisse, die auch 
durch größte Sorgfalt nicht abwendbar sind, insbeson-
dere Naturkatastrophen, Krieg, Aufruhr, Streik, Aussper-
rung, behördliche Anordnungen, Ausfall von Telekommu-
nikationsnetzen oder Gateways anderer Betreiber. 

(2)	� Die von höherer Gewalt betroffene Partei ist verpflichtet, 
die andere Partei unverzüglich über das Ereignis sowie 
dessen voraussichtliche Dauer zu informieren.

§ 18 Abtretung // Aufrechnung //  
	 Zurückbehaltung
(1)	� Der Kunde ist nicht berechtigt, Ansprüche aus diesem 

Vertrag ohne vorherige schriftliche Zustimmung des An-
bieters an Dritte abzutreten. 

(2)	� Der Kunde ist nur dann zur Aufrechnung berechtigt, 
wenn seine Gegenansprüche rechtskräftig festgestellt, 
unbestritten oder vom Anbieter anerkannt sind. Ein 
Zurückbehaltungsrecht kann der Kunde nur ausüben, 
soweit sein Gegenanspruch auf demselben Vertragsver-
hältnis beruht.

§ 19 Change of Control
(1)	� „Change of Control“ liegt vor, wenn (i) eine natürliche 

oder juristische Person oder eine Personengruppierung 
unmittelbar oder mittelbar die Kontrolle über eine Ver-
tragspartei erlangt oder die wirtschaftliche oder recht-
liche Verfügungsbefugnis über die Mehrheit der Stimm-
rechte, die Geschäftsführung oder die Rechtsform der 
Vertragspartei übernimmt; (ii) die Vertragspartei durch 
Verkauf eines maßgeblichen Teils ihres Unternehmens, 
durch Verschmelzung, Ausgliederung, Asset‑Sale, An-
teilsübertragung oder eine ähnlich wirkende Maßnah-

me in die Verfügungsmacht Dritter gerät; oder (iii) eine 
Einstufung als „beherrschende Unternehmenseinheit“ 
im Sinne handels‑ oder gesellschaftsrechtlicher Bestim-
mungen eintritt.

(2)	� Jede Partei ist verpflichtet, die jeweils andere Partei 
unverzüglich und schriftlich (Textform) zu informieren, 
sobald sie Kenntnis von einem bevorstehenden oder 
vollzogenen Change of Control erlangt, der auf die Er-
füllung dieses Vertrags Auswirkungen haben kann. Die 
Mitteilung hat Name und Kontaktdaten des Erwerbers, 
eine kurze Beschreibung des geplanten oder vollzogenen 
Vorgangs sowie das voraussichtliche Datum des Wirk-
samwerdens zu enthalten.

(3)	� Hat der Anbieter begründete, objektiv nachvollziehbare 
Bedenken hinsichtlich der Bonität, Vertrauenswürdigkeit 
oder der fachlichen Eignung des Erwerbers oder ergeben 
sich erhebliche sachliche Änderungen der Leistungsbe-
ziehungen (z.B. geänderte Datenhoheit, Outsourcing an 
Drittstaaten, gravierende Interessenkonflikte), so ist der 
Anbieter berechtigt, innerhalb von vier (4) Wochen nach 
Zugang der Mitteilung zusätzliche Sicherheiten zu ver-
langen oder die vertragliche Leistungserbringung unter 
angemessenen Auflagen fortzusetzen. Kommt der Kun-
de (bzw. der von einem Change of Control betroffene 
Vertragspartner) dieser Verpflichtung zur Stellung einer 
angemessenen Sicherheit nicht nach, so ist der Anbieter 
nach angemessener Fristsetzung von weiteren vier (4) 
Wochen berechtigt, den Vertrag aus wichtigem Grund zu 
kündigen.

(4)	� Der Kunde ist berechtigt, den Vertrag innerhalb von 
dreißig (30) Tagen nach Zugang der Mitteilung über ei-
nen vollzogenen Change of Control außerordentlich zu 
kündigen, sofern durch den Change of Control wesent-
liche Interessen des Kunden beeinträchtigt werden (z.B. 
Übertragung von Daten an Drittländer ohne geeignete 
Schutzmaßnahmen, unmittelbare Wettbewerbsüber-
nahme, Wegfall von Grundvoraussetzungen der Ge-
schäftsbeziehung). Die Kündigung ist in Textform zu 
erklären; sie wird einen Monat nach Zugang wirksam, 
sofern nicht eine kürzere Wirksamkeit ausdrücklich ver-
einbart ist. Leistungs- und Zahlungsansprüche, die bis 
zum Wirksamwerden der Kündigung entstanden sind, 
bleiben unberührt.

(5)	� Soweit sich aus zwingenden gesetzlichen Vorschriften 
oder behördlichen Anordnungen besondere Maßnah-
men ergeben (z.B. Genehmigungspflichten, Meldepflich-
ten, Export‑ oder Datenschutzrestriktionen), haben die 
Parteien unverzüglich zusammenzuarbeiten und ange-
messene Maßnahmen zur Einhaltung der Vorschriften 
zu treffen; notwendige Mehrkosten, die dem Anbieter 
durch rechtliche Auflagen infolge des Change of Control 
entstehen, kann der Anbieter dem Kunden gesondert in 
Rechnung stellen, sofern diese nicht vom Erwerber zu 
tragen sind.

(6)	� Soweit der Vertrag oder Teile hiervon an einen Erwerber 
übertragen werden, sind die Parteien berechtigt, mit dem 
Erwerber nach Treu und Glauben eine angemessene An-
passung der vertraglichen Bedingungen zu verhandeln; 
bis zum Abschluss einer solchen Vereinbarung gelten die 
bisherigen Vertragsbedingungen fort.

(7)	� Anspruch auf Schadensersatz besteht unbeschadet der 
vorstehenden Regelungen nur bei vorsätzlicher oder 
grob fahrlässiger Verletzung der Mitteilungspflicht nach 
Abs. 2 oder bei schuldhafter Verletzung der in Abs. 3 ge-
nannten Sicherungs- und Mitwirkungspflichten; weiter-
gehende Ansprüche bleiben unberührt, soweit gesetzlich 
zwingend vorgesehen.

(8)	� Die Regelungen dieses § 19 gelten ergänzend zu sons-
tigen vertraglichen Abtretungs‑ und Übertragungsrege-
lungen; eine dahingehende Zustimmungspflicht ist ge-
sondert geregelt und bleibt hiervon unberührt.
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§ 20 Änderungen der AGB
(1)	� Der Anbieter ist berechtigt, diese AGB mit Wirkung für 

die Zukunft zu ändern, sofern dies zur Anpassung an 
geänderte Rechtslagen, technische Entwicklungen oder 
Marktgegebenheiten erforderlich ist und die Änderungen 
dem Kunden zumutbar sind.

(2)	� Der Anbieter wird dem Kunden Änderungen dieser AGB 
mindestens sechs Wochen vor dem geplanten Inkraft-
treten in Textform (z.B. per E-Mail) mitteilen. Wider-
spricht der Kunde der Geltung der neuen AGB nicht in-
nerhalb von sechs Wochen nach Zugang der Mitteilung, 
gelten die geänderten AGB als angenommen. Der Anbie-
ter wird den Kunden in der Mitteilung auf die Bedeutung 
dieser Frist und die Rechts-folgen seines Schweigens 
besonders hinweisen.

§ 21 Erfüllungsort // Gerichtsstand //  
	 anwendbares Recht
(1)	� Erfüllungsort für alle Leistungen aus diesem Vertrags-

verhältnis ist der Sitz des Anbieters (Herten).
(2)	� Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus oder im Zusam-

menhang mit diesem Vertragsverhältnis ist, soweit der 
Kunde Kaufmann, juristische Person des öffentlichen 
Rechts oder öffentlichrechtliches Sondervermögen ist, 
ausschließlich der Sitz des Anbieters. Der Anbieter ist 
jedoch auch berechtigt, den Kunden an dessen allgemei-
nem Gerichtsstand zu verklagen.

(3)	� Auf diesen Vertrag ist das deutsche Recht unter Aus-
schluss des Übereinkommens der Vereinten Nationen 
über Verträge über den internationalen Warenverkauf 
vom 11.4.1980 (UN-Kaufrecht) anzuwenden. Die Par-
teien sind sich darüber bewusst, dass IT-Leistungen Ex-
port- und Importbeschränkungen unterliegen können. 
Insbesondere können Genehmigungspflichten bestehen 
bzw. kann die Nutzung der Software oder damit verbun-
dener Technologien im Ausland Beschränkungen unter-
liegen. Der Kunde wird die anwendbaren Export- und 
Importkontrollvorschriften der Bundesrepublik Deutsch-
land, der Europäischen Union und der Vereinigten Staa-
ten von Amerika, sowie alle anderen einschlägigen Vor-
schriften einhalten. Die Vertragserfüllung des Anbieters 
steht unter dem Vorbehalt, dass der Erfüllung keine Hin-
dernisse aufgrund von nationalen und internationalen 
Vorschriften des Export- und Importrechts sowie keine 
sonstigen gesetzlichen Vorschriften entgegenstehen. 

(4)	� Sollten einzelne Bestimmungen dieser AGB ganz oder 
teilweise unwirksam sein oder werden, so wird hierdurch 
die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. 
An die Stelle der unwirksamen Bestimmung tritt eine 
dem Sinn und Zweck der unwirksamen Bestimmung ent-
sprechende wirksame Regelung. Gleiches gilt für etwai-
ge Regelungslücken. 
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